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Das Konzept »Neue Soziale Bewegungen« 
nach Alain Touraine und die Grenzen 
seiner Anwendbarkeit in Guatemala
Eva Kalny (Hannover) 
Eva Kalny: Das Konzept »Neue Soziale Bewegungen« nach Alain Touraine und die Grenzen 
seiner Anwendbarkeit in Guatemala (S. 271–290)
Sowohl indigene Bewegungen als auch soziale Bewegungen gegen Großprojekte wie Staudämme, 
Minen und den Anbau von Palmöl und Zuckerrohr für die Gewinnung von Agrarsprit sind im 
Nachkriegsguatemala sehr aktiv. Dabei ist im letzten Jahrzehnt eine Verschiebung von identitären 
Forderungen hin zur vermehrten Verteidigung natürlicher Ressourcen beobachtbar. Der verstärkte 
Kampf um die Erhaltung des Lebensraums, der in ganz Lateinamerika zu beobachten ist, greift in 
Guatemala auf indigene Konzepte zurück und postuliert einen Gegensatz zwischen indigener und 
westlicher Lebenseinstellung. Dem theoretischen Konzept der »Neuen Sozialen Bewegungen« 
entsprechen indigene Bewegungen nach Ende des Bürgerkriegs am ehesten, dennoch ist das 
Konzept, geprägt u. a. von Alain Touraine, nur eingeschränkt anwendbar bzw. hilfreich zur 
Erklärung sozialer Prozesse in Guatemala.
Schlagworte: Soziale Bewegungen, Ressourcen, Megaprojekte, Guatemala
Eva Kalny: The Concept of New Social Movements by Alain Touraine and the Limits of its 
Applicability in the Case of Guatemala (pp. 271–290)
Indigenous movements as well as social movements against megaprojects like dams, mining 
projects and the cultivation of sugar cane and palm oil for the production of agro sprit, have been 
very active in postwar Guatemala. During the last ten years, however, a shift from claims for 
identity issues to an increased defense of natural resources can be observed. In Guatemala, the 
intensified struggle for maintaining the living environment, which can be monitored in all of Latin 
America, resorts to a posited opposition between indigenous and western approaches to life. 
Indigenous movements, since the end of the civil war, best fit the theoretical concept of »new social 
movements«, yet the concept, coined among others by Alain Touraine, can only be applied in a 
limited way and is only conditionally useful for explaining social processes in Guatemala.
Keywords: social movements, indigenous peoples, resources, megaprojects, Guatemala
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1. Einleitung
Das Theoriekonzept »Neue Soziale Bewegungen« wurde Ende der 1970er-Jahre 
 entworfen und bezieht sich vor allem auf Bewegungen seit den Studentenbewegungen 
von 1968. Zu neuen sozialen Bewegungen zählen die Frauenbewegung, die Umwelt-
bewegung, die Anti-Atom-Bewegung oder die Bewegung für gleiche Rechte für Homo-
sexuelle. Als Begründer des Konzeptes gelten Manuel Castells, Alain Touraine, Jürgen 
Habermas und Alberto Melucci (Buechler 1995). Beinahe ein halbes Jahrhundert 
 danach und unter gesellschaftlich veränderten Umständen nach Ende des Kalten 
 Krieges und im Kontext der Vorherrschaft eines neoliberalen Wirtschaftsmodells stellt 
sich nun die Frage: Was kommt nach den »Neuen Sozialen Bewegungen«, welche 
 Aspekte des Theoriekomplexes »Neue Soziale Bewegungen« bleiben gültig, und (wie) 
ist der für Europa und die USA entwickelte Theoriekomplex außerhalb dieser Region 
anwendbar? 
Diese Fragen werden anhand des Fallbeispiels Guatemala erläutert: Auf eine Ein-
führung in den gesellschaftlichen und politischen Kontext des Landes folgt eine kurze 
Präsentation indigener Bewegungen und der aktuellen Kämpfe gegen Megaprojekte 
(Kap. 2). Daran schließt in Kapitel 3 eine Erläuterung des Theoriekomplexes des 
 französischen Soziologen Alain Touraine an, dessen Analyse sozialer Bewegungen im 
vorliegenden Fall von besonderer Bedeutung ist, da er selbst umfangreich zu Latein-
amerika gearbeitet hat und dort auch intensiv rezipiert wird. Abschließend erfolgt im 
vierten Kapitel eine Zusammenführung des Fallbeispiels und des Theorieansatzes 
»Neue Soziale Bewegungen«. 
2. Das Fallbeispiel Guatemala
2.1 Einführung
Guatemala ist aus mehreren Gründen ein besonderes Beispiel für die Analyse sozialer 
Bewegungen in Lateinamerika. So zählt Guatemala neben Peru und Bolivien zu den 
wenigen Staaten, in denen Indigene zumindest die Hälfte der Bevölkerung ausmachen. 
Und während zahlreiche Diskussionen den Rassismus der mestizischen Bevölkerung 
gegenüber den Mayas1 thematisieren, tritt nur allzu leicht in den Hintergrund, dass das 
Land von einer kleinen Elite beherrscht wird, die sich selbst als weiß und rein europä-
isch versteht:2 Die im 19. Jahrhundert einwandernden Deutschen kontrollierten bald 
die Kaffee-Industrie und traten in strategische Heiratsbeziehungen mit der spanischen 
Elite (Casaús Arzú 1995, 126–152), und manche Mitglieder der Oligarchie ziehen auch 
heute deutsche Kolonisierung der spanischen vor (ebd., 200). Die von Casaús Arzú 
beschriebene Pigmentokratie des Landes drückt sich unter anderem darin aus, dass 
1 Neben 20 Maya-Gruppen mit unterschiedlichen Sprachen leben in Guatemala die Xinca und die 
Garifuna.
2 Casaús Arzú verweist darauf, dass diese Selbstwahrnehmung und -darstellung in den meisten, wenn 
nicht allen Fällen falsch ist (Casaús Arzú 1995, 190–191).
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auch im Lauf des 20. Jahrhunderts praktisch alle Regierungsmitglieder stark ausge-
prägte europäische Deszendenz aufweisen und keine Initiativen zeigen, die Aufrecht-
erhaltung interner kolonialer Verhältnisse freiwillig zu hinterfragen und zu beenden. 
Eine zweite  Besonderheit Guatemalas ist der Genozid, der in den späten 1970er- und 
frühen 1980er-Jahren an der indigenen Bevölkerung verübt wurde. Dieser war der 
Höhepunkt eines 36-jährigen Bürgerkriegs – so fanden alleine während der 17-mona-
tigen  Regierungszeit von Rios Montt 1982 und 1983 über 440 Massaker an indigenen 
 Gemeinden statt, die Auslöschungspläne3 gegen Indigene ganzer Landstriche sind 
durch Militärstrategiepapiere belegt. Insgesamt wurden im Bürgerkrieg mehr als 
200.000 Menschen ermordet, fanden mehr als 600 Massaker statt, wurden hunderte 
indigene Dörfer vernichtet und flüchteten an die 200.000 Menschen insbesondere 
nach Mexiko. Während des Höhepunkts der Massaker lebten bis zu 1 Million  Menschen 
als intern Vertriebe – ca. ein Achtel der damaligen Bevölkerung (Comisión para el 
Esclarecimiento Histórico 1999, Oficina de Derechos Humanos del Arzobispado de 
Guatemala 1998). Auch jene Gebiete, die nicht im Zentrum der Vernichtungspolitik 
standen, waren in den Bürgerkrieg mit einbezogen – und es sind gerade die vom Krieg 
am meisten betroffenen Regionen des Landes, in denen heute wirtschaftliche Groß-
projekte durchgesetzt werden sollen. Eine dritte Besonderheit des Landes liegt in seiner 
geopolitischen Rolle: Guatemala ist einerseits der größte Staat Zentralamerikas und 
beansprucht regionale Vormachtstellung. Andererseits liegt Zentralamerika zwischen 
dem Bürgerkriegsland Kolumbien und Mexiko – bis vor wenigen Jahren ein relativ 
stabiler Staat, nun aber durch Drogenkämpfe und andere bewaffnete Auseinander-
setzungen destabilisiert. Zentralamerika ist aktuell eines der wichtigsten Transitgebiete 
für Drogen, Waffen, illegales Handelsgut und Menschen auf der Suche nach einem 
besseren Leben in den USA (InSight 2011, Arnson/ Olson 2011, International Crisis 
Group 2011). Guatemala zählt mit El Salvador und Honduras zu den gefährlichsten 
Gebieten der Welt, die Mordraten gleichen jenen von Kriegsgebieten.4 Zusätzlich war 
und ist der »Hinterhof« der USA wiederholten Interventionen durch diese Großmacht 
ausgesetzt: Dies umfasst Regierungsputsche, die militärische, wirtschaftliche und poli-
tische Unterstützung diktatorischer Regime, und die aktuelle Wirtschafts politik der 
Freihandelsverträge und Installation von Megaprojekten. 
Dabei verfügt Guatemala neben einer langen Geschichte der Repression über eine 
ebenso lange Geschichte des Widerstands. Dieser äußerte sich im 20. Jahrhundert vor 
allem in den Städten durch wiederholte Aufstände5 und seit der Endphase des Krieges 
durch vermehrte Bildung von Nichtregierungsorganisationen, die Durchführung 
 öffentlicher Konferenzen, Landbesetzungen, Straßenblockaden und Demonstrationen 
(Kalny 2013 i. E. ). In ländlichen Regionen standen und stehen Probleme des  Zugangs 
3 Die beweisbare Vernichtungsabsicht ist wichtiges Kriterium für die Feststellung eines Genozids nach 
internationalem Recht. Siehe dazu ausführlicher Kalny (2011).
4 2008 wurden in Guatemala 48 Morde pro 100.000 BewohnerInnen gezählt (Programa de las Naciones 
Unidas para el Desarollo 2010, 9), im Petén bis zu 150 Morde pro 100.000 BewohnerInnen (ebd., 87).
5 Anfang und Mitte der 1920er-, Mitte der 1940er-, Mitte der 1950er-, 1962, ab 1973, Mitte der 1980er-
Jahre (Kalny 2013 i. E.).
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zu Land und bessere Arbeitsbedingungen auf den Plantagen im Zentrum der Konflik-
te. Die Guerilla, die nach einem gescheiterten Putschversuch 1960 gegen Langzeitdik-
tator Ydígora von aufständischen Militärs gegründet wurde, scheiterte mit ihrem 
Kampf in den Städten und im mestizisch geprägten Osten des Landes und zog sich 
zunehmend in indigene Gebiete im Westen und Norden des Landes zurück. Ab Mitte 
der 1970er-Jahre und insbesondere ausgelöst durch die Massakerpolitik der  Regierung 
schlossen sich immer mehr Indigene diesen von Mestizen geleiteten  bewaffneten 
Gruppen an. Im Bürgerkrieg standen dadurch meist indigene Zwangsrekruten des Mi-
litärs indigenen Guerillakämpfern gegenüber. Frustriert über den  Rassismus innerhalb 
der revolutionären Reihen, Machtmissbrauch durch die mestizische Leitung, und auf-
grund strategischer und ideologischer Differenzen wandten sich in den 1980er- und 
1990er-Jahren Indigene zunehmend von der Guerilla ab, und es kam zur Herausbil-
dung einer wachsenden Gruppe indigener AktivistInnen, die  zunehmend indigene 
Kultur und Weltanschauung betonen und auf die Anerkennung von Sprache, Kleidung 
und Gewohnheitsrecht pochen. Dieser Aktivismus ist es, der am ehesten der europäi-
schen Vorstellung »Neuer Sozialer Bewegungen« entspricht: Es geht um »Identität«, 
um kulturelle Rechte und um Antidiskriminierung, und dieser Aktivismus wird im 
Folgenden kurz erläutert. Danach wenden wir uns jenem Aktivismus zu, der aktuell an 
Bedeutung gewinnt: In Guatemala – so wie im Rest des Kontinents – geht der sicht-
barste Aktivismus und Protest von ländlichen Bewegungen aus, und dies steht im Zu-
sammenhang mit dem »neoliberalen Überfall auf die natürlichen Ressourcen – Land, 
Wald, Wasser und Mineralien« (Deere/ Royce 2009, 1). In Guatemala bedeutet dies: 
Proteste gegen Minenprojekte, Staudammprojekte, Zementfabriken, Erdölförderung 
im Regenwald und gegen den Anbau von Zuckerrohr und Palmöl für die Produktion 
von Agrosprit. Für indigene Gemeinden bedeuten diese Projekte große Unsicherheit 
und drohende (bzw. teilweise bereits erfolgte) Vertreibungen. Somit ist nun der Kampf 
um lebenswichtige Ressourcen wieder in das Zentrum des Aktivismus gerückt.
2.2 Indigene Bewegungen nach dem Genozid 
Manche Autoren beschreiben bereits in den späten 1970er-Jahren die Existenz einer 
»indigenen Bewegung« (Falla 1978) und verweisen dabei auf die zunehmende Organi-
sierung indigener Gemeinden u. a. mit Hilfe der katholischen Kirche und neu gegrün-
deter Nichtregierungsorganisationen wie des Komitees der bäuerlichen Einheit CUC6. 
Frühe Initiativen der Revitalisierung beziehen sich vor allem auf den Gebrauch indi-
gener Sprachen und Übersetzungen sakraler Texte (Bastos/ Camus 1993, 23–27), den-
noch blieb in dieser Zeit die Eigendefinition als Bauer und Bäuerin zentrales Merkmal 
des Aktivismus und Widerstands. Angesichts der zunehmenden staatlichen Repression 
waren zahlreiche Katecheten und AktivistInnen gezwungen, zu flüchten oder in den 
Untergrund zu gehen. Die Diözese Quiché musste vorübergehend angesichts der 
 Drohungen und Morde geschlossen werden (Diócesis del Quiché 1994, 147–158). Von 
Indigenen getragene Organisationen bildeten sich nach dem Genozid einerseits in den 
6 Comité de Unidad Campesina,  http://www.cuc.org.gt/es , formal gegründet im April 1978.
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Flüchtlingslagern in Mexiko und andererseits durch Verwandte von »Verschwunde-
nen« bzw. Ermordeten. 1986 trat ein relativ machtloser, aber ziviler Präsident sein Amt 
an, und die kleinen nun entstehenden Spielräume zivilen Handelns wurden genutzt: 
Trotz weiterer Militärkampagnen entstanden zahlreiche neue Organisationen, so die 
»Gruppe zur Gegenseitigen Unterstützung« GAM7 1984, die indigen geprägte »Natio-
nale Koordination der Witwen Guatemalas« CONAVIGUA8 und der »Ethnische Rat 
Wir sind alle gleich CERJ«9, beide 1988. Tausende Angehörige von Ermordeten und 
Vermissten, sowie AktivistInnen gegen die Zwangsrekrutierung junger Männer im 
Hochland durch das Militär schlossen sich diesen und ähnlichen Organisationen an. 
Indigene AktivistInnen distanzierten sich zunehmend von der Klassenkampfrhetorik 
der Guerillaleitung und argumentierten vermehrt mit indigenen Werten und Traditio-
nen. Nach außen hin sichtbar wurde der zunehmende Bruch zwischen guerillanahen10
Organisationen und Mayaorganisationen beim zweiten Treffen der »Kontinentalen 
Kampagne 500 Jahre indigener und populärer Widerstand« im Oktober 1991 in der 
zweitgrößten guatemaltekischen Stadt Quetzaltenango. Zahlreiche indigene Organisa-
tionen fühlten sich durch die Betonung des Klassenkampfes ausgegrenzt und forderten 
eine verstärkte Kritik am vorherrschenden Rassismus. Und während sich die populä-
ren Kreise der Kampagne erfreut einverstanden erklärten, die der Guerillaorganisation 
EGP11 nahestehende Maya-K’iche‘ Rigoberta Menchú Tum als Kandidatin für den 
Friedensnobelpreis zu unterstützen, erhofften sich die indigenen Organisationen ihre 
verstärkte Hinwendung zu antikolonialen Positionen (Bastos/ Camus 1993, 169–187). 
Im Dezember 1992 konnte Rigoberta Menchú Tum als erste Indigene in Oslo den 
 Friedensnobelpreis entgegennehmen. Und während sie in früheren Berichten kämpfe-
rische und feministische Meinungen über Frauen im bewaffneten Kampf geäußert 
hatte (Gauger/ Helwerth 1982, 60–66), wurde sie im Lauf der Jahre (und des Krieges) 
deutlich weniger radikal und entwickelte stärker indigenistisch geprägte Diskurse. In 
Guatemala selbst kam es nach Verleihung des Friedensnobelpreises zu sexistischen und 
rassistischen Kampagnen gegen Rigoberta Menchú (Nelson 1999, 170–205). 
Entscheidenden Durchbruch für die Beteiligung indigener Organisationen am 
politischen Prozess des Landes brachte die Organisation der »Versammlung der Zivil-
gesellschaft« ASC12, die ab Mai 1994 an den Friedensverhandlungen zwischen der 
 Guerilla und der guatemaltekischen Regierung teilnahm (Kühhas 2000, 65). Der 
 Friedensprozess in Guatemala ist damit einer der ersten weltweit, in dem die Zivil-
gesellschaft im Allgemeinen und auch spezifisch Frauenorganisationen (Ascencio 
2009, 76) und indigene Organisationen Zugang zu den Verhandlungen hatten. Trotz 
einer höchst heterogenen Vielfalt an Organisationen (Bastos/ Camus 1995, 41) gelang 
es im Rahmen der »Indigenen Koordination der Organisationen des Volkes der Maya 
7 Grupo de Apoyo Mutuo,  http://www.gam.org.gt/ .
8 Coordinadora Nacional de Viudas de Guatemala, http://www.conavigua.org.gt/ .
9 Consejo Étnico Runujel Junam.
10 In Guatemala bekannt als »organizaciones populares« (populäre bzw. Volksorganisationen).
11 Ejército Guerillero de los Pobres.
12 Asamblea de la Sociedad Civil.
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Guatemalas« COPMAGUA13 einheitliche Statements zu erarbeiten. Diese umfassten 
sowohl die Forderungen nach politischen Rechten (politische und territoriale Auto-
nomie und die verfassungsrechtliche Anerkennung indigener, rechtssprechender Ins-
titutionen) als auch nach kulturellen Rechten (die Möglichkeit zur Gründung eigener 
autonomer Organisationen und Medien, Anerkennung der Maya-Sprachen, Schutz der 
Zeremonialzentren, das Recht auf indigene Kleidung) und sozioökonomische Rechte: 
Dazu zählen die Wiederherstellung der Kommunalländer, gerechte Rückverteilung 
und Betitelung von Land, Recht auf Nutzung der Bodenschätze, Recht auf Gewinn aus 
Tourismus und Kommerzialisierung von Produkten, Recht auf Wohnraum, Zugang zu 
Dienstleistungen des Staates, die Legalisierung der Verwendung indigener Namen und 
konkrete Strafverfügungen gegen Diskriminierung. Für Frauen wurde das Recht auf 
Selbstbestimmung über die Anzahl ihrer Kinder gefordert, und gerechter Lohn für 
Frauen und Männer (Kühhas 2000, 66–72). Die Forderungen nach Autonomie und 
nach Landrechten führten innerhalb der ASC zu heftigen Konflikten, Sitzungen mussten 
suspendiert und vertagt werden, bis Übereinstimmung gefunden werden konnte. 
 Indigene Vertreterinnen verweisen in ihren Erinnerungen darauf, dass das besondere 
Novum an diesem Prozess war, dass Nichtindigene sich mit den Anliegen der Maya 
befassen mussten, denn: »Sie sind es einfach nicht gewöhnt, die Ideen der indigenen 
Völker zu hören« (zit. in Kühhas 2000, 68). Indigene Organisationen konnten insbe-
sondere das Abkommen über die Identität und die Rechte der indigenen Völker AIDPI14
zwischen der Guerilla und der Regierung Guatemalas beeinflussen. 
1995 gelang es Rigoberta Menchú Tum, eine sehr erfolgreiche Kampagne zur Er-
höhung der Wahlbeteiligung der indigenen Bevölkerung durchzuführen: In ca. 80 Ge-
meinden gewannen indigene Bürgermeister die Wahlen, und auf Kongressebene ge-
wannen sechs neue indigene Abgeordnete Plätze, davon drei Frauen (Kühhas 2000, 83). 
Im Juni 1996 unterzeichnete Guatemala das Abkommen 169 der ILO über die Rechte 
indigener und tribaler Völker, und im August 1996 fand die Gründung der Permanen-
ten Arbeitskommission der Rechte der indigenen Frau CPN15 statt, deren wichtigstes 
Ziel die Förderung der politischen Partizipation indigener Frauen ist (ebd., 154). Am 
29. Dezember 1996 kulminierten alle bereits erarbeiteten Teilverträge im »Abkommen 
über den Starken und Dauerhaften Frieden« zwischen der Guerilla und der Regierung 
Guatemalas, sowie in einem Begleitabkommen über den zeitlichen Rahmen der Um-
setzung und Überprüfung des Abkommens. Höchst unterschiedlichen und durchaus 
uneinigen und konkurrierenden Organisationen verschiedenster Bereiche des zivilen 
Lebens war es gelungen, zu kooperieren, und damit trotz Verfolgung und Repression 
die sich Stück für Stück ergebenden Möglichkeiten unter den ersten zivilen Regierun-
gen für die Ausarbeitung gemeinsamer Vorschläge und Forderungen für Friedens-
verträge zu nutzen (Brett 2006). Ein ähnlich hoher Grad an Konsens und Kooperation 
13 La Coordinación de Organizaciones del Pueblo Maya de Guatemala, auch bekannt als Saqb’ichil 
COPMAGUA.
14 Acuerdo sobre Identidad y Derechos de los Pueblos Indígenas, verabschiedet am 31. 3. 1995.
15 Comisión Nacional Permanente Derechos de la Mujer Indígena.
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zwischen Organisationen und AktivistInnen ist seither nicht mehr erreicht worden. 
Indigenen ist es damit gelungen, sich wie Computer-Hacker bescheidene Freiräume 
im rassistisch geprägten politischen und sozialen Leben Guatemalas und in seinem 
Staatssystem zu schaffen (Nelson 1996). Diese Freiräume aber werden durch den  neo-
liberalen Staat eingeschränkt, der Indigenen den Zugang nur zu ausgewählten, macht-
armen Bereichen zugesteht. Diesem eingeschränkten Zugang liegt das essentialistische 
Identitätskonzept des »erlaubten Indios« zugrunde, dem zufolge Mayas zwar Minister 
für Bildung oder Kultur, nicht aber für Verteidigung oder Finanzen werden können 
(Hale 2004).
Indigene (und andere soziale) Organisationen Guatemalas zeichnen sich durch 
hohe Diversität, starke Regionalität und durchaus häufige und heftige Konflikte aus. 
Die fehlende Bereitschaft der Mehrheit der indigenen Bevölkerung, 1999 in einem 
Referendum für Verfassungsänderungen die Rechte Indigener besser zu verankern 
(Warren 2002), erlaubt aber auch Zweifel an der Verankerung der häufig von Intellek-
tuellen geleiteten und geprägten Maya-Bewegungen (Warren 1998) im ländlichen 
Raum. 
Tabelle 1: Zeittafel
Jahre Ereignisse
1960–1996 Bürgerkrieg
1978 Gründung CUC
1982–1983 Regierungszeit Ríos Montt: über 440 (von insgesamt über 600) Massaker
1984 Gründung GAM
1988 Gründung CONAVIGUA, CERJ
1991 Zweites Treffen der »Kontinentalen Kampagne 500 Jahre indigener und populärer 
Widerstand« in Quetzaltenango
1992 Friedensnobelpreis für Rigoberta Menchú Tum 
1995 Rigoberta Menchú Tum führt erfolgreiche Kampagne zur Erhöhung der Wahlbeteili-
gung der indigenen Bevölkerung durch
Juni 1996 Unterzeichnung des Abkommens ILO 169 über die Rechte indigener und tribaler Völker
29. 12. 1996 Abkommen über den Starken und Dauerhaften Frieden
1999 Plebiszit für die Verfassungsreform für die Rechte Indigener scheitert
Die aktuellen Konflikte um die Kontrolle über Entwicklungsprojekte, Territorien und 
Ressourcen zeigen, dass Indigene nicht bereit sind, sich der Rolle des »erlaubten Indio« 
zu unterwerfen. 
2.3 Aktuelle Kämpfe um Ressourcen – der Aktivismus gegen Megaprojekte 
Im folgenden Kapitel werden die strukturellen Ursachen und Bedingungen lokaler 
Kämpfe gegen Megaprojekte erläutert. Im Anschluss an zwei bereits in der Literatur 
gut dokumentierte Fälle (die Goldmine Marlin und die Vertreibungen von Maya-
Q’eqchi’es im Polochic-Gebiet) folgen zwei Fallbeispiele: der Aktivismus gegen 
 Staudämme in der Tieflandprovinz Petén, sowie Ansätze zur Organisation gegen ein 
Minenprojekt in der Hochlandgemeinde Canquixajá. Im ersten Fall beruhen die 
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 Beschreibungen und Analysen auf Daten meiner Feldforschungen seit 200616, im zwei-
ten Fall seit 1991.17
Der Prozess der Demokratisierung und damit die Beendigung des Bürgerkrieges 
wurde nach der Überzeugung der Mehrheit der AnalystInnen von dem auf nationaler 
Ebene einflussreichen Koordinationskomitee der Wirtschaftstreibenden CACIF18
 gemeinsam mit ausgewählten Kreisen des Militärs (Brett 2006, 53) getragen. Gleich-
zeitig trieben diese die Öffnung des Landes auf ökonomischer Ebene mit der Schaffung 
des legalen Rahmens zur Errichtung der sogenannten Maquilas (Fabriken für die Welt-
marktproduktion), und mit der Vergabe von Explorations- und Förderlizenzen an aus-
ländische Erdöl- und Minenunternehmen in mehrheitlich indigenen Gebieten voran. 
So hatten sich nicht nur Militärs während der Zeit der Massakerpolitik am Land in-
digener Gemeinden bereichert, sondern wurden mit Ende des Krieges auch Schürf-
rechte auf Güter unter der Erde (die der Verfassung nach im Besitz des Staates sind) 
ohne Absprachen mit den Gemeinden vergeben. Betrachtet man dabei jene Flächen, 
die für bereits beantragte und bewilligte Konzessionen für Minen und die Erdölpro-
duktion vorgesehen sind (Solano 2005), sowie die Pläne für die Produktion von Agro-
sprit (Alonso Fradejas et al. 2008), so wird ersichtlich, dass die »Entwicklungs«pläne 
der Regierung und der Wirtschaftseliten Landbesitz für Kleinbauern und -bäuerinnen 
schlicht nicht einplanen. Gleichzeitig wird bei diesen Projekten und Plänen die enge 
 indigene Identität und Spiritualität werden »westlichen« Werten, die sich in der 
 Zerstörung des Lebensraums durch Megaprojekte ausdrücken, gegenübergestellt. 
Stunde reingewaschen (Comisión Pastoral Paz y Ecología COPAE 2008, 6). Der 
 Widerstand der AnrainerInnen, deren Häuser durch die Arbeiten in der Mine teilweise 
schw r in Mittleide schaft gezoge sin , und die an der gesundhe tsbedrohenden V -lechteru g de  Grundwassers leiden, drückte sich nebe  Prot stkundgebu gen 
16 Der erste Forschungsaufenthalt erfolgte von Jänner bis Juni 2006. Seit damals regelmäßige 
Aufenthalte zumindest einmal pro Jahr.  
17 Erstmals 1991/ 92 ca. ein halbes Jahr für meine Diplomarbeit, seit damals regelmäßige Besuche 
(Kalny 1994).  
18 Comité Coordinador de Asociaciones Agrícolas, Comerciales, Industriales y Financieras.
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auch in einer Volksbefragung aus. In dieser lehnte die Mehrheit der Bevölkerung das 
Minenprojekt ab. Unterstützung erfährt die vor allem indigene Bevölkerung durch die 
Erzdiözese bzw. engagierte Kreise der katholischen Kirche im In- und Ausland sowie 
Umweltschutzorganisationen. 
Umfangreich dokumentiert sind auch die aktuellen Vertreibungen von Maya-
Q’eqchi’es im Gebiet des Polochic für den Anbau von Ölpalmen zur Gewinnung von 
Agrosprit. Dieser neue Geschäftszweig erlaubt es insbesondere den mit der guatemal-
tekischen Elite bestens vernetzten Familien Widmann und Maegli, ihre Vorrangstel-
lung in der Region zu festigen (Solano 2011). Ein weiteres Megaprojekt, das wiederholt 
zu Protesten führt, ist die Ölgewinnung durch das Unternehmen PERENCO im Na-
tionalpark Laguna del Tigre im tropischen Regenwald der Tieflandprovinz Petén. Feh-
lender Zugang zu Land, wiederholte Vertreibungen und prekäre Lebensbedingungen 
führen zu einem zunehmenden Eindringen von Kleinbauern und -bäuerinnen in ge-
schützte Nationalparks. In diesen werden einerseits illegalisierte Wirtschaftsbereiche 
wie Drogenhandel, Holzschmuggel oder der unkontrollierte Verkauf von archäologi-
schen Funden praktiziert, andererseits verursachen im legalisierten Bereich Erdöl-
unternehmen tiefgreifende Umweltschäden. 
In der Mehrheit der Fälle aber erfahren indigene und mestizische ländliche Ge-
meinden nur bruchteilhaft, welche Projekte von wem auf ihren Territorien geplant sind, 
welche Schürfrechte bereits vergeben wurden, und welche Pläne die Regierung mit 
ihnen hat. Dabei sehen der 2001 entworfene und mittlerweile in Proyecto Mesoaméri-
ca19 umbenannte Plan Puebla Panamá und das 2005 von Guatemala unterzeichnete 
Freihandelsabkommen DR-CAFTA20 zahlreiche Megaprojekte im zentralamerikani-
schen Raum vor. 
Die Organisation des Widerstandes ist unter diesen Bedingungen herausfordernd: 
Verweigert die zentrale oder regionale Regierung Information – und das tut sie in der 
Regel – , so müssen lokal nachvollziehbare und glaubwürdige Beweise für die Existenz 
der Pläne von Megaprojekten gefunden werden. Ist dies gelungen, müssen mögliche 
Handlungsstrategien aufgezeigt werden. Dies soll anhand von zwei Beispielen erläutert 
werden, nämlich dem Aktivismus gegen Staudammprojekte in der Tieflandprovinz 
Petén, und Mechanismen des Widerstands in indigenen Gemeinden des westlichen 
Hochlands. 
Die Tieflandprovinz Petén wurde (wie auch andere Regenwaldgebiete Lateiname-
rikas) seit den 1960er-Jahren verstärkt durch staatliche Instanzen erschlossen. Lebten 
damals ca. 25.000 BewohnerInnen (Schwartz 1990, 19) im Petén, so wurde die Bevöl-
kerung im Jahr 2000 auf bis zu 600.000 Menschen geschätzt (Grandia 2000). Der 
Petén zählt innerhalb Guatemalas zu den weniger dicht besiedelten Gebieten und dien-
te daher auch als eine der Regionen, in denen mit Ende des Bürgerkriegs intern Ver-
triebene und rückkehrende Flüchtlinge aus Mexiko wieder angesiedelt wurden. Der 
Aktivismus gegen den Plan Puebla Panamá, den DR-CAFTA und gegen lokale Stau-
19 http://www.proyectomesoamerica.org/ .
20 Dominican Republic – Central America Free Trade Agreement, Freihandelsabkommen mit den USA.
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dammprojekte begann in der Region im Jahr 200021, als Nichtregierungsorganisatio-
nen Pläne für Staudammprojekte am Usumacinta-Fluss auf der Website der Interame-
rikanischen Entwicklungsbank BID und der Föderalen Elektrizitätskommission Me-
xikos22 gefunden hatten, und die deutsche Gesellschaft für technische Zusammenarbeit 
GTZ darauf ein Informationsforum über den Plan Puebla Panamá im Petén unter-
stützte. Die guatemaltekische Regierung verweigerte Informationen über die Projekte. 
Mehrere im Petén aktive Organisationen beteiligten sich an den nun folgenden Aktio-
nen. Diese umfassen Workshops für die BewohnerInnen des Petén, in denen Zusam-
menhänge zwischen internationalen Wirtschaftsakteuren und nationalen Eliten er-
läutert werden und Kapitalismuskritik  geäußert wird, aber auch Protestmärsche und 
Straßenblockaden. Als zentral für diesen Aktivismus kristallisierten sich dabei insbe-
sondere die Dachorganisation Allianz für das Leben und den Frieden23, das Populäre 
Zentrum für Information und Bildung24 CIEP und die Petenero Front gegen Staudäm-
me25 heraus. Letztere wurde 2005 Teil der Nationalen Front gegen Staudämme26 und 
ist mit dem Motto »Flüsse für das Leben – Nein zu Staudämmen« vor allem in fluss-
nahen Gemeinden aktiv, denen die Vertreibung durch Staudammprojekte droht. Im 
Petén sind neben den Anrainergemeinden der Flüsse Usumacinta, Salinas oder Pasión 
auch jene Gemeinden aktiv, die im Kontext des Krieges entstanden sind: Dazu zählen 
Gemeinden von RückkehrerInnen aus dem mexikanischen Exil, Nuevo Horizonte als 
Dorf demobilisierter Guerilleros, und das ehemalige zivile Widerstandsdorf Santa 
Rita27. Die BewohnerInnen dieses Dorfes stammten ursprünglich aus der ersten Gene-
ration der meist mestizischen AnsiedlerInnen im Petén, die in den 1970er-Jahren in 
Kooperativen organisiert Land am Rio Usumacinta erhalten hatten und urbar machten. 
Mit der Machtübernahme der Militärs wurden die Kooperativen des Kommunismus 
verdächtigt und zahlreiche Gemeinden in den frühen 1980er-Jahren vernichtet. Die 
Überlebenden flüchteten nach Mexiko, aber auch in das von der Guerilla FAR28 kont-
rollierte Regenwaldgebiet. Dort sollten sie letztendlich mehr als 15 Jahre in einem kom-
plexen und auch spannungsreichen Verhältnis mit der Guerilla überleben, die Schutz 
und Training gegen die wiederholten Offensiven und Bombardierungen durch das 
Militär bot. Die vertriebene Bevölkerung organisierte sich im Regenwald in Gemein-
schaftsprojekten, organisierte aber auch Alphabetisierung und medizinische Versor-
gung. Einflussreiche AktivistInnen im Petén gehörten zumindest vorübergehend der 
aus der Guerillaorganisation FAR entstandenen Partei Allianz Neue Nation29 ANN an. 
21 Alle ohne Quellen angegebenen Daten wurden in einer 2006 durchgeführten Feldforschung und auf 
seit damals jährlichen Reisen in die Region erhoben.
22 Comisión Federal de Electricidad de México.
23 Alianza por la Vida y la Paz.
24 Centro de Información y Educación Popular.
25 Frente Petenero contra las Represas.
26 Frente Nacional Guatemalteco contra las Represas.
27 Auch bekannt als Caserío Salvador Fajardo.
28 Fuerzas Armadas Rebeldes.
29 Alianza Nueva Nación.
